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Der neue OECD-Standard  
zum automatischen 
 Informationsaustausch –  
ein Überblick

Dr. Peter Happe Philipp Kruse

Die OECD in Paris hat am 13. Februar 
2014 eine Verlautbarung erlassen, wo-
nach der künftige Muster-Standard für 
den automatischen Informationsaus-
tausch über Finanzkonten zwischen Staa-
ten («Standard for Automatic Exchange of 
Financial Account Information» – nachfol-
gend «OECD-Standard») einheitlich fest-
gelegt werden soll.1 Zu diesem Zweck 
lehnt sich der OECD-Standard eng an 
den US-amerikanischen Standard ge-
mäss «Foreign Account Tax Compliance 
Act (FATCA)» an. Die OECD treibt damit 
ihre Bemühungen weiter voran – Hand in 
Hand mit der G20 und der EU – die inter-
nationale Transparenz in Steuersachen 
zu optimieren, illegale Steuerpraktiken zu 
verhindern und die Erosion der Steuerba-
sis aufzuhalten. Der vorliegende OECD-
Standard setzt überraschend schnell um, 
was die G20-Finanzminister und Zentral-
bank-Vorsitzenden an ihrem Gipfel vom 
19. April 2013 beschlossen hatten. Sie 
hatten verlangt, dass ein weltweit gültiger 
Standard für den automatischen Informa-

tionsaustausch («AIA») betreffend Finanz-
konten geschaffen werden sollte, um die 
globale Steuerhinterziehung einzudäm-
men und die Steuerehrlichkeit zu fördern. 
Mit der Publikation des OECD-Standards 
wird nun ein weiterer Meilenstein auf dem 
Weg zu einer vollständigen und globa-
len steuerlichen Transparenz zumindest 
für Kapitaleinkünfte gelegt. Am 19. März 
2014 wurde bereits in einer Verlautbarung 
(«Joint Statement») von rund 40 Staaten2, 
darunter die meisten EU-Länder, die ra-
sche Anwendung dieses Standards ab 
2017 angekündigt. Die Schweiz will den 
Standard ebenfalls rasch übernehmen, 
während die USA Vorbehalte haben und 
besonders die asiatischen Länder sich 
noch bedeckt halten. Unterdessen hat 
auch die EU einen weiteren wichtigen 
Zwischenschritt hin zu einem flächen-
deckenden AIA unternommen, mittels 
Ausweitung ihrer Richtlinie über die 
grenzüberschreitende Besteuerung der 
Zinserträge natürlicher Personen am 24. 
März 2014.

1. Allgemeiner Einführungsteil

Der OECD-Standard, der bisher nur auf 
Englisch vorliegt, umfasst zwei Teile: Ei-
nen allgemeinen Einführungsteil und ei-
nen Mustervertrag, welcher als Vorlage 
für den Abschluss zwischen den betei-
ligten Ländern dienen soll

Im Einführungsteil werden die Hinter-
gründe und die wesentlichen Grundlagen 
eines globalen, einheitlichen Standards 
zum Austausch von Informationen über 
Finanzkonten dargelegt. Der vorgeschla-
gene Standard müsse den Prozess des 
Informationsaustausches vereinfachen, 
seine Effizienz erhöhen und die Kos-
ten für die Betroffenen  reduzieren (Tz. 
9 OECD-Standard). Die Standardisie-
rung sei auch erforderlich, weil auf diese 
Weise eine Vielzahl von Jurisdiktionen 
und Finanzinstituten davon begünstigt 
würden. Ziel solle es sein, das Informa-
tionsinteresse des Ansässigkeitsstaates 
möglichst umfassend und effizient zu 
erfüllen und die Qualität und Genauig-
keit der ausgetauschten Informationen 
zu verbessern. Auf diese Weise solle der 
Ansässigkeitsstaat die Gelegenheit er-
halten, die Gesetzeskonformität seiner 
Steuerpflichtigen zu prüfen und letztlich 
zu verbessern (Tz. 9 und Tz. 11 OECD-
Standard). Zu diesem Zweck und zur 
Vermeidung von Umgehungen durch 
Steuerpflichtige sollen bestimmte Infor-
mationen in möglichst grossem Umfang 
ausgetauscht werden (Tz. 12 OECD-
Standard). In einem dreidimensionale 
Kriterienkatalog wird definiert

–  welche Finanzinformationen  
meldepflichtig,

–  welche Kontoinhaber betroffen  
sind und 

–  welche meldepflichtigen Finanz-
institute diese Informationen zu  
liefern haben.
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Damit legt der OECD-Standard das 
absolute Minimum der auszutauschen-
den Informationen fest. D.h. die beteilig-
ten Länder sind nicht gehindert, zusätz-
liche Informationen austauschen (Tz. 7 
des OECD-Standards). Im Gegensatz zu 
den in den Doppelbesteuerungsabkom-
men (Art. 26 OECD-Musterabkommen) 
vorgesehenen Auskunftsklauseln, die 
ein aktives Nachfragen des Wohnsitz-
staates verlangen, sieht der neue Stan-
dard die Weiterleitung von Informatio-
nen «automatisch» vor. D. h. die für eine 
Besteuerung notwendigen Informatio-
nen werden ohne weitere Aufforderung 
den Finanzverwaltungen der beteiligten 
Jurisdiktionen als elektronischer Da-
tensatz mindestens einmal jährlich zur 
Verfügung gestellt. Als wesentlicher 
Bestandteil zur Qualitätssicherung die-
ses Informationsstandards wird ein Due 
Diligence-Prozess bei den Finanzins-
tituten festgelegt, durch den die not-
wendigen Informationen und in Betracht 
kommenden Kontoinhaber identifiziert 
werden sollen (Tz. 13 des OECD-Stan-
dards). Ausserdem soll ein Feedback-
Prozess die Verbesserung die Qualität 
der ausgetauschten Informationen er-
höhen. Der OECD-Standard weist im 
Interesse der Rechte der betroffenen 
Personen immerhin darauf hin, dass der 
Austausch von Informationen nur dann 
stattfinden soll, wenn die Vertraulichkeit 
der vermittelten Informationen sicher-
gestellt ist. Dazu soll laut Ziff. 15 des 
OECD-Standards der von der OECD 
ebenfalls erlassene Leitfaden zur Ver-
traulichkeit («Keeping it safe»)3 von den 
beteiligten Vertragspartnern gesetzlich 
vereinbart werden, ohne dass dies aber 
Voraussetzung des nachfolgend behan-
delten Mustervertrages ist.

2. Mustervertrag («CAA»)

Der zweite Teil des OECD-Standards 
enthält einen Mustervertrag, der zwi-
schen den beteiligten Jurisdiktionen 
zum Informationsaustausch geschlos-
sen werden soll (Model «Competent 
authority agreement/arrangement» – 

«CAA»). Dieser CAA soll die einheitliche 
Rechtsgrundlage für den Informations-
austausch schaffen und die Einheitlich-
keit der Auslegung sicherstellen. Des 
Weiteren enthält der zweite Teil des 
OECD-Standards einen einheitlichen 
Meldestandard (Common Standard on 
Reporting and Due Diligence for Fi-
nancial Account Information – «Com-
mon Reporting Standard» – CRS), der 
den Umfang und die Qualität der dem 
anderen Meldestaat zur Verfügung ge-
stellten Informationen festlegt, zahl-
reiche Begriffe definiert und zugleich 
die Anforderung an die zu erfüllenden 
Sorgfaltspflichten der Finanzinstitute 
(«Due Diligence») festlegt. Die techni-
schen Details der Abwicklung des CRS 
sollen durch einen speziellen OECD-
Kommentar noch in diesem Sommer 
konkretisiert sowie durch entsprechen-
de Gesetze in den beteiligten Juris-
diktionen ausgestaltet werden (Tz. 19 
OECD-Standard).

Der OECD-Standard lehnt sich be-
züglich der auszutauschenden Infor-
mationen bewusst sehr eng an die US-
amerikanischen Vorgaben im «Foreign 
Account Tax Compliance Act» – «FAT-
CA»4 vom 18. März 2010 an. FATCA 
verlangt die Weitergabe (nicht zwingend 
den Austausch) von Informationen über 
Finanzkonten von «US-Persons» an 
die USA. Mit der Anlehnung an FATCA 
verbindet die OECD die Hoffnung, da-
durch die Effizienz des Informations-
austauschs zu steigern und die Kosten 
für die Implementierung zur OECD-
Standards reduzieren zu können (Tz. 8 
OECD-Standard).

Meldepflichtige Kontoinformationen

Nach dem OECD-Standard sind prak-
tisch sämtliche Kapitaleinkünfte, die auf 
sog. «Finanzkonten» (s.u.) erzielt werden, 
zu melden. Nach den detaillierten Rege-
lungen des CRS im Anhang zum OECD-
Standard sind von den Finanz instituten 
die folgenden Daten auf Finanzkonten 
zu erfassen und weiterzugeben:

–  Name, Adresse, Ansässigkeitsstaat, 
Steuernummer sowie Geburtsdatum 
und Geburtsort bei natürlichen Perso-
nen;

–  Kontonummer;
–  Name und soweit vorhanden Identifi-

kationsnummer des Finanzinstituts;
–  Kontensaldo zum Jahresende bzw. 

zum Zeitpunkt der Konten-Schlies-
sung, der Rückkaufswert im Falle von 
Versicherungsverträgen;

–  Während des Jahres auf dem Konto 
gutgeschriebene oder gezahlte (Brut-
to-)Beträge aus Zinsen, Dividenden, 
Einkünften aus Versicherungsverträgen, 
Bruttoveräusserungserlöse und Zah-
lungen aus Rückgabe von Finanziellen 
Vermögensgegenständen («Financial 
Assets»), z. B. ausgelaufene Schuldtitel.

Der Begriff «Financial Asset» ist um-
fassend und kasuistisch im CRS (Annex, 
Section VIII, Ziffer 7) definiert. Der eben-
falls im Anhang definierte Begriff des «Fi-
nancial Accounts» erschliesst sich nicht 
unmittelbar und ist ähnlich kompliziert 
gestaltet wie nach FATCA. Er umfasst alle 
Konten die üblicherweise von einer Bank 
geführt werden wie (Sicht-)Einlagenkon-
ten, Verwahrkonten (Depotkonten), aber 
auch Lebens- und Rentenversicherun-
gen. Ausgenommen sind z. B. bestimm-
te steuerbegünstigte Pensionskonten 
und zahlreiche andere im CRS definierte 
Konten. So sollen bestimmte steuerlich 
begünstigte Investmentvermögen aus-
genommen sein, wobei noch zu klären 
bleibt, nach welchem Steuerrecht sich 
diese Ausnahmen richten.

Mit den vorgenannten Anforderungen 
geht der OECD-Standard über die mel-
depflichtigen Sachverhalte deutlich hin-
aus, die bisher nach der EU-Zinsrichtli-
nie 2003/48/EG vom 3. Juni 2003 (von 
der Schweiz ab 2005 bilateral übernom-
men) erfasst wurden. Der OECD-Stan-
dard geht jedoch nicht ganz so weit wie 
FATCA, welches zusätzlich noch weite-
re Zahlungen, wie Lizenzen, Löhne und 
Kompensationszahlungen erfasst.

Für eine Besteuerung in Deutschland 
wären diese Informationen alleine zwar 
nicht ausreichend, weil hier zum Zweck 
der Veranlagung die Nettowerte die jeweils 
steuerlich massgebenden Aufwendungen 
noch zu berücksichtigen sind. Ausserdem 
wären ausländische Steuern anzurechnen 
oder abzuziehen. Darüber hinaus sagen 
die Informationen auch nichts über die 
Qualität der gehaltenen Vermögenswerte 
aus. Allerdings können sie immerhin dazu 
dienen, die Besteuerung des ausländi-
schen Kontos – resp. der sich daraus re-
sultierenden Erträge und Gewinne – wirk-
sam sicherzustellen. Analoges gilt für die 
Situation in der Schweiz.

Erklärung der Finanzminister der G5 (19. März 2014): 

«Bei der Umsetzung des neuen globalen Standards für den automatischen Infor-
mationsaustausch in Steuersachen, der unsere Möglichkeiten zur Bekämpfung 
und Verhinderung der Steuerhinterziehung erheblich verbessern wird, wurde 
heute ein wichtiger neuer Meilenstein erreicht. Erstmals haben 44 Staaten und 
Gebiete, die sich der im vergangenen April von den G5-Staaten angestoßenen 
Initiative zur frühzeitigen Einführung angeschlossen haben, gemeinsam den de-
taillierten Zeitplan für die Umsetzung des neuen globalen Standards bekannt 
gegeben. Nach diesem ehrgeizigen, aber realistischen Zeitplan soll der erste 
Informationsaustausch im Jahr 2017 stattfinden. […]»
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Meldepflichtige Kundenbeziehungen

Vom OECD-Standard betroffen sind 
sämtliche «Finanzkonten» von natürlichen 
wie auch von juristischen Personen, ein-
schliesslich Stiftungen, Trusts oder ähn-
lichen Rechtsträgern. Die Umgehungs-
möglichkeiten durch Einschaltung solcher 
Rechtsträger soll minimiert werden, was 
der Grund für die relativ lange Definition 
der «Reportable Accounts» (CRS-Annex, 
Section VIII, lit. D) sein dürfte.

Vereinfacht gesagt sind alle Finanz-
konten von Personen meldepflichtig 
(«reportable person»), die in der Juris-
diktion ansässig sind, mit der ein CAA 
abgeschlossen wurde (Vertragspartner-
Land – «reportable jurisdiction»). Zu den 
meldepflichtigen Personen zählen neben 
natürlichen Personen auch Rechtsträ-
ger, die im Vertragspartner-Land ihren 
Sitz haben. Nicht meldepflichtig sind die 
Konto-Informationen von börsennotier-
ten Gesellschaften und ihrer verbunde-
nen Unternehmen, von Behörden und 
Gebietskörperschaften, internationalen 
Organisationen, Zentralbanken sowie 
von Finanzinstituten mit Sitz im Ver-
tragspartner-Land.

Meldepflichtig sind zusätzlich die 
Kontoinformationen von Rechtsträgern, 
die zwar nicht im Vertragspartner-Land 
ansässig sind, aber von einer natürlichen 
Person oder eines Rechtsträgers des 
Vertragspartner-Landes «beherrscht» 
werden, keine Finanzinstitute im nach-
folgende behandelten Sinne sind und 
passive Tätigkeiten ausüben («passive 
Non Financial Entity» – «passive NFE»). 
Um die Sache nicht zu einfach werden 
zu lassen, werden die «passive NFE» 
im Umkehrschluss abgeleitet aus den 
«active NFE» (Rechtsträger, die u. a. zu 
mehr als 50% aktive Einkünfte erzielen). 
Der OECD-Standard zählt wiederum 
kasuistisch eine Vielzahl von Fällen auf, 
in denen eine aktive Tätigkeit vorliegt. 
Eine «Beherrschung» im vorgenann-
ten Sinne liegt bei Rechtsträgern wie 
Trusts oder ähnlichen Rechtsgebilden 
dann vor, wenn Gründer, Trustees, Pro-
tektoren oder Begünstigte die ultimati-
ve Beherrschung ausüben. Anders als 
FATCA werden sog. «low risk entities», 
also Rechtsträger von denen kein Risi-
ko für eine Steuerhinterziehung ausgeht, 
vom Standard ausgenommen. Welche 
Rechtsträger darunter zu zählen sind, 
ist der lokalen Gesetzgebung im melde-
pflichtigen Land überlassen.

Meldepflichtige Finanzinstitutionen

Der OECD-Standard nimmt nicht nur 
Banken und andere Kreditinstitute, son-

dern auch Vermögensverwahrer und 
Treuhänder («Custodians»), Börsenmak-
ler, Fonds/Investmentunternehmern und 
bestimmte Versicherungsunternehmen 
in die Pflicht, den vorgenannten Mel-
deanforderungen nachzukommen. Den 
Verfassern des OECD-Standards fällt es 
indessen schwer, die meldepflichtigen 
Finanzinstitute genauer zu definieren 
und verlegt sich auf einen scheinbaren 
Zirkelschluss: Meldepflichtige Finan-
zinstitute sind solche Finanzinstitute, 
die keine nicht-meldepflichtigen Finan-
zinstitute sind. Ob ein meldepflichtiges 
Finanzinstitut vorliegt, ist anhand von 
einer Vielzahl von Kriterien zu unter-
suchen, die im CRS niedergelegt sind. 
Für die Schweiz ist im Zusammenhang 
mit FATCA darauf hinzuweisen, dass 
sich schweizerische Finanzinstitute und 
unabhängige Vermögensverwalter bis 
zum 25. April 2014 beim IRS registrieren 
lassen müssen, wenn sie auf die «erste 
FATCA-Liste des IRS» kommen wollen 
(um sich bereits per 2. Juni 2014 Dritten 
gegenüber als FATCA-konformes Institut 
identifizieren zu können).

Due Diligence

Die meldepflichtigen Institutionen sind 
verpflichtet, nach einem detaillierten Due 
Diligence-Prozess jene Konten zu identi-
fizieren, über die ggf. zu melden ist. Der 
Due Diligence-Prozess ist im CRS-An-
hang detailreich und mit Schwellenwer-
ten für die Konten vorgegeben.

Umsetzung und Anwendungs-
regelung

Der neue OECD Standard soll noch 
mittels eines detaillierten Kommentars, 
einer technischen Anleitung und eines 
standardisierten Übermittlungsformats 
zur Übermittlung der notwendigen Daten 
konkretisiert werden. Bis heute liegen 
noch keine technischen Vorgaben für 

den Datenaustausch vor. Der detaillierte 
Kommentar soll bis Mitte 2014 vorliegen 
und wird hoffentlich zur Klärung der di-
versen offenen Fragen beitragen.

Der OECD-Standard selbst entfaltet 
keine eigene Rechtswirkung. Die OECD 
geht davon aus, dass der neue Standard 
auf der Basis multinationaler Verträge, 
z.B. auf der Basis einer weiterentwickel-
ten EU-Zinsbesteuerungsrichtlinie, der 
EU-Amtshilferichtlinie über den Infor-
mationsaustausch oder allenfalls auf der 
Grundlage des Art. 26 OECD-MA rechts-
verbindlich verankert werden soll. Nach 
Auffassung der OECD könnte auch die 
sog. «Multinational Convention on Mu-
tual Administrative Assistance in Tax 
Matters»5, welche schon von über 60 
Ländern unterzeichnet worden ist, ein 
geeignetes Vehikel für eine breite Um-
setzung des OECD-Standards sein.

Eigene Beurteilung

Der OECD-Standard schafft das Bank-
geheimnis für alle Beteiligten definitiv ab. 
Für die Umsetzung dieser OECD-Ziel-
setzung werden die beteiligten Finanz-
institute mit erheblichen Zusatzkosten 
rechnen müssen – dies trotz Anlehnung 
an die FATCA-Logik. Inzwischen haben 
selbst US-amerikanische Finanzinstitute 
erkannt, dass der gegenseitige Informa-
tionsaustausch nach FATCA mit erheb-
lichen Kosten für sie verbunden ist und 
haben an den Kongress appelliert, auf 
das US-Finanzministerium im Hinblick 
auf eine Abschaffung von FATCA einzu-
wirken.

Durch den OECD-Standard werden 
die Finanzinstitute zum verlängerten 
Arm der Finanzverwaltungen. Der Auf-
wand für die Ermittlung von steuerpflich-
tigen Sachverhalten wird zunehmend 
den Finanzinstituten aufgebürdet. Ob 
damit – wie häufig prognostiziert – die 
Abschaffung von Quellen- oder Ver-

Zeitplan der 44 Staaten und Gebiete:
(«Early Adopters», gem. Joint Statement vom 19.3.2014 )

Bis Sommer 2014  Klärung technischer Aspekte und 
 OECD-Kommentar
Ende 2014 Offizielle Annahme des neuen
 Standards durch die OECD-Staatschefs
2015/2016  Abschluss der Staatsverträge und Übernahme des  

Standards in die nationalen Rechtsordnungen
31.12.2016 Due Diligence vollendet für gewisse 
 Konten per Stand 31.12.2015
 (berichtspflichtige Finanzinstitutionen)
Sept. 2017 Erster automatischer 
 Informationsaustausch



22    CH-D Wirtschaft 4/2014

rechnungssteuern im grenzüberschrei-
tenden Verkehr einhergeht, weil das 
Steueraufkommen durch die Transpa-
renz gesichert ist, ist zu bezweifeln. Die 
Einbehaltung von Steuern auf Kapitaler-
träge durch Zahlstellen garantiert einen 
komfortablen, pünktlichen und sicheren 
Steuerzufluss für die beteiligten Juris-
diktionen. Selbst in Deutschland wird 
auf die Erhebung von Quellensteuern bei 
Steuerinländern trotz erheblicher Trans-
parenz der Konten nicht verzichtet. Vor-
teil eines einheitlichen Standards für den 
Informationsaustausch könnte neben 
der offensichtlich angestrebten Steuer-
gerechtigkeit und Gesetzeskonformität 
immerhin sein, dass damit die Chance 
auf einen einheitlichen Standard für die 
Besteuerung von gewissen Finanzpro-
dukten steigt.

Ob schliesslich der OECD-Standard 
seinem eigenen Anspruch gerecht wird, 
ein globaler Standard zu werden, bleibt 
abzuwarten. Im Augenblick ist zu beob-
achten, dass sich insbesondere Schwel-
lenländer und Entwicklungsländer vom 
Muster-Doppelbesteuerungsabkommen 
nach OECD-Standard abwenden, weil 
dieses nach ihrer Optik einseitig die In-
dustriestaaten bevorzugt (z. B. in Bezug 
auf die Besteuerung von Lizenzen). So 
vertreten die Schwellen- und Entwick-

lungsländer eigene Standards, wie z.B. in 
Bezug auf die Betriebsstättendefinition. 
Die OECD repräsentiert in erster Linie ihre 
34 Mitgliedstaaten, allesamt Industrie- 
und Hochsteuerländer und mehrheitlich 
verschuldet. Diese hoffen, mit dem hier 
behandelten OECD-Standard zur Sanie-
rung ihrer Staatshaushalte beizutragen. 
Ob auch die Schwellen- und Entwick-
lungsländer Vorteile von einer verstärkten 
Transparenz haben, bleibt abzuwarten. 
Auffallend ist, dass in der gemeinsamen 
Erklärung zur Annahme des OECD-Stan-
dards vor allem asiatische und latein-
amerikanische Staaten fehlen.

1  http://www.oecd.org/tax/exchange-of-tax-infor-
mation/Automatic-Exchange-Financial-Account-
Information-Common-Reporting-Standard.pdf

2  Argentinien, Belgien, Dänemark, Deutschland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Indien, Ir-
land, Island, Italien, Kolumbien, Liechtenstein, 
Litauen, Luxemburg, Malta, Mexico, Niederlande, 
Norwegen, Polen, Portugal, Rumänien, Slowakei, 
Slowenien, Südafrika, Schweden, Spanien, Tsche-
chische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich 
(inkl.: Isle of Man, Guernsey und Jersey, Anguilla, 
Bermuda, British Virgin Islands, Cayman Islands, 
Gibraltar, Montserrat, Turks and Caicos), Zypern.

3  http://www.oecd.org/ctp/exchange-of-tax-infor-
mation/keepingitsafe.htm

4  FATCA ist auf alle Zahlungen anwendbar, die nach 
dem 31. Dezember 2012 an «US-Persons» geleis-
tet werden.

5  http://www.oecd.org/ctp/exchange-of-tax-infor-
mation/ENG_Convention_Flyer.pdf
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sondere auch eine Einspeisung auf Online-
Dienste, unabhängig davon, ob die Inserate
zu diesem Zweck bearbeitet werden oder
nicht. Die Handelskammer Deutschland–
Schweiz und die Inserenten untersagen aus-
drücklich die Übernahme auf Online-Dienste
durch Dritte. Jeder Verstoss gegen dieses
Verbot wird von der Handelskammer
Deutschland–Schweiz rechtlich verfolgt.

Copyright
Alle Rechte, insbesondere alle Urheber-
und Verlagsrechte, sind vorbehalten.
Nachdruck und Vervielfältigung, auch
auszugsweise, einschliesslich Speiche-
rung und Nutzung auf optischen und
elektronischen Datenträgern ist nur mit
vorheriger Zustimmung der Redaktion
und mit ungekürzter Quellenangabe
gestattet.
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